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Politische Partizipation (Einführung,
Begriffsklärung, Einordnung)

Frank Bätge, Klaus Effing, Katrin Möltgen-Sicking
und ThorbenWinter

Zusammenfassung

Der Wunsch nach politischer Partizipation steigt – und das auf verschiedenen
politischen Ebenen und in mannigfaltigen Erscheinungsformen. Ausgehend
von einem umfassenden Verständnis von politischer Partizipation thematisiert
der Beitrag sowohl rechtlich normierte als auch fakultative Beteiligungsfor-
men. Die Forderung nach einem Mehr an direktdemokratischer Teilhabe – oft
wird in diesem Zusammenhang das „Schweizer Vorbild“ beschworen – bietet
neben Chancen aber auch eine Reihe von Fallstricken, die in diesem Beitrag
thematisiert werden.
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1 Begriff der politischen Partizipation

Der Begriff der politischen Partizipation wird entsprechend seiner faktischen
Erscheinungsformen in einem umfassenden Sinne verstanden. Es geht nicht
nur um gesetzlich näher geregelte direktdemokratische plebiszitäre Sachabstim-
mungen sowie Wahlen auf Ebene des Staates, der Kommunen und sonstiger
Selbstverwaltungskörperschaften. Vielmehr sind auch gesetzlich nicht geregelte
Partizipationsformen, die von öffentlichen Körperschaften auf freiwilliger Basis
eingeführt werden, erfasst. Hierzu gehören etwa die Durchführung von Bürger-
haushalten oder die klassische Einwohnerkonsultation in Form von Interessen-
beiräten oder Befragungen. Auch die in jüngerer Zeit häufig zu beobachtenden
internetgestützten Beteiligungsformate, wie etwa die online Bürgerdialoge oder
die internetgestützte Beteiligung der Bürger*innen an der Bauleitplanung sind
hierunter zu subsumieren (vgl. detailliert Marschall & Möltgen-Sicking, 2019).
Weiter sind unter den Begriff Partizipationsformen zu fassen, die von den Bür-
ger*innen und/oder Einwohner*innen initiiert werden, wie etwa Bürgerinitiativen,
Petitionen, Proteste und Demonstrationen. Auch Mitgliedschaften in Parteien,
Wählergemeinschaften etc. können als politische Beteiligung eingeordnet werden.

In dem so verstandenen Sinne ist die politische Partizipation zu definieren als
„Tätigkeiten, die Bürger [und Einwohner*innen; Ergänzung der Verfasser*innen]
freiwillig mit dem Ziel unternehmen, Entscheidungen auf den verschiedenen Ebe-
nen des politischen Systems zu beeinflussen“ (Kaase, 1992, S. 682). Sie umfasst
sowohl verbindliche Entscheidungen, für die es einen rechtlichen Umsetzungs-
zwang gibt, wie auch unverbindliche Erscheinungsformen, die von den politischen
Entscheidungsträgern lediglich berücksichtigt werden können.

Nicht unter den Begriff subsumiert werden dagegen Formen sozialer Teilhabe,
wie etwa die Mitgliedschaft in Vereinen, Verbänden und Nachbarschaftsinitiativen
oder die politische Meinungsbildung und Kommunikation (online oder offline),
mit der keine politische Intention verfolgt wird, die also nicht darauf abzielt,
politische Entscheidungen zu beeinflussen.
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2 Chancen und Risiken der politischen Partizipation

Öffentliche Entscheidungsträger*innen erkennen zunehmend die positiven
Aspekte der Beteiligung von Einwohner*innen. Hierzu gehören nicht nur wei-
che Faktoren wie die Anerkenntnis von Beteiligungsinteressen auch außerhalb
von Wahlen, sondern auch die Nutzung der Einwohner*innenbeteiligung für
die Sachgerechtigkeit der zu treffenden Entscheidung. Gerade auf kommunaler
Ebene kann die ordnungsgemäße Durchführung von Partizipationsverfahren für
die Gemeinwohlorientierung von Entscheidungen besonders wirkungsvoll sein, da
die Einwohner*innen über besondere ortspezifische Kenntnisse verfügen. Ferner
können im Rahmen freiwilliger Beteiligungsangebote die Interessen von Bevölke-
rungsgruppen berücksichtigt werden, die nicht die Möglichkeit haben, an Wahlen
und Abstimmungen teilzunehmen. Zu erwarten sind daher positive Effekte im
Hinblick auf die Akzeptanz politischer Entscheidungen bei den Einwohner*innen
(Outputlegitimation).

Zu den regelmäßigen Problemen der rechtlich unverbindlichen politischen Par-
tizipation gehören die geringe und oft wenig repräsentative Beteiligung sowie
die Unzufriedenheit der Beteiligten aufgrund der Unverbindlichkeit der erziel-
ten Ergebnisse. Zudem führen freiwillige Beteiligungsangebote häufig zu einer
Verlängerung der politischen Entscheidungsprozesse sowie zu einem erhöhten
Ressourcenbedarf.

Spezifische Risiken bestehen für internetgestützte Partizipationsmodelle. Die
internetvermittelte Form der Beteiligung wird als Online-Partizipation bezeichnet
(Bätge & Weiler, 2019, S. 2) Aufgrund ihrer erheblichen Potenziale für eine Stär-
kung der Legitimität, Akzeptanz und Qualität von politischen und administrativen
Entscheidungen wird Online-Partizipation zunehmend in der demokratischen
Praxis eingesetzt. Beispiele hierfür sind die formelle Beteiligung an Online-
Hochschulwahlen (Bätge, 2018b, S. 458) oder die informelle Partizipation bei
Bürgerdialogen zur Stadtentwicklung (Bätge & Gerl, 2018c, S. 45). Gerade
bei textbasierten Formaten können Gefahren darin bestehen, dass bildungsstär-
kere und internetaffine Gruppierungen ihre Interessen besser artikulieren können
und damit anderen gegenüber bevorteilt sind. Zudem bestehen formal-rechtliche
Fragen, wie die authentische Stellungnahme bzw. Stimmabgabe vor Manipulati-
onsgefahren wirkungsvoll geschützt werden kann (Bätge, 2018a, S. 34). Auf der
anderen Seite bietet das Internet jedoch besondere Möglichkeiten, umfassende
Partizipation auch für größere Gruppen zu realisieren. Im Vergleich zu klassischen
Partizipationsverfahren, die in der Regel durch Präsenzveranstaltungen realisiert
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werden, ermöglicht die Beteiligung mittels digitaler Medien eine Teilnahme unab-
hängig von festen Zeitpunkten und Orten und ist sowohl mit weniger Aufwand
verbunden als auch bei großen Zahlen von Teilnehmenden praktikabel.

3 Strukturen der politischen Partizipation auf
staatlicher Ebene

Nach Artikel 20 Abs. 2 Satz 2 Grundgesetz (GG) übt das Volk die Staatsgewalt
unmittelbar in Wahlen und Abstimmungen aus. Während Wahlen Entscheidungen
über Personen darstellen, betreffen Abstimmungen unmittelbare Sachentschei-
dungen des Volkes. Man bezeichnet die Abstimmungen auf staatlicher Ebene
als Volksentscheide. Der Bundesverfassung sind damit Abstimmungen – also
plebiszitäre Sachentscheidungen – nicht wesensfremd. Sie sind allerdings im
Grundgesetz lediglich in zwei Fällen erkennbar, namentlich bei den Abstimmun-
gen über die Neugliederung des Bundesgebietes (Art. 29 GG) und über eine neue
Verfassung (Art. 146 GG). Bei der Neugliederung des Bundesgebietes entschei-
det allerdings nicht das gesamte Volk, sondern es werden nur die Teilvölker
der betroffenen Bundesländer befragt. Auch Art. 146 GG ist im inhaltlichen
Sinne kein Volksentscheid im Rahmen des Grundgesetzes, sondern betrifft die
Beschlussfassung des deutschen Volkes über eine neue Verfassung. Aus diesem
Befund wird deutlich, dass das deutsche Volk auf Bundesebene die Staatsgewalt
derzeit ausschließlich in Wahlen ausübt.

Auf der Ebene der Bundesländer sind hingegen Abstimmungen in Gestalt
der Volksentscheide weit verbreitet. Dies hängt damit zusammen, dass die Län-
der einen weiten Freiraum haben, ihre verfassungsmäßige Ordnung zu gestalten.
Zwar muss nach dem Homogenitätsprinzip des Art. 28 Abs. 1 Satz 1 GG
die verfassungsmäßige Ordnung der Länder den demokratischen Grundsätzen
des Grundgesetzes entsprechen. Darüber hinaus ist es aber ihrem Ermessen
überlassen, ob sie den Erlass von Gesetzen dem Parlament vorbehalten oder dane-
ben ein Volksgesetzgebungsverfahren vorsehen. Die Länder haben von diesem
Gestaltungsrecht Gebrauch gemacht. Die meisten Landesverfassungen kennen
ein dreistufiges Verfahren mit Volksinitiative, Volksbegehren und Volksentscheid.
Bei einer erfolgreichen Volksinitiative muss sich das Landesparlament mit einer
bestimmten Frage befassen, die sich nicht zwingend auf den Erlass eines Gesetzes
beziehen muss. Das Volksbegehren ist hingegen immer gerichtet auf den Erlass
eines Gesetzes. Übernimmt das Landesparlament den mit dem Volksbegehren ein-
gereichten Gesetzentwurf, so ist das Gesetz zustande gekommen. Anderenfalls
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kommt es zum Volksentscheid, also zur Entscheidung des Volkes über den vor-
gelegten Gesetzentwurf. Die Bayerische Landesverfassung sieht zum Beispiel in
Art. 72 Abs. 1 vor, dass Gesetze vom Landtag oder vom Volk (Volksentscheid)
beschlossen werden können. Ein Volksentscheid ist nach Art. 74 Abs. 1 der
Bayerischen Verfassung herbeizuführen, wenn ein Zehntel der stimmberechtigten
Staatsbürger das Begehren nach Schaffung eines Gesetzes stellt.

4 Formen der politischen Partizipation auf kommunaler
Ebene

Aufgrund der geschilderten Vorteile bietet die politische Partizipation auf kom-
munaler Ebene besonders vielfältige und wirkungsvolle Einsatzmöglichkeiten.
Die verfassungsrechtlich gewährleistete kommunale Selbstverwaltungsgarantie
gewährleistet den Einwohner*innen und Bürger*innen Mitwirkungsmöglichkeiten
bei der Verwaltung ihrer Kommune.

4.1 Rechtlich verbindliche Formen der politischen
Partizipation

Das auch in den Kommunen wichtigste Mitspracherecht ist das kommunale
Wahlrecht. Dieses ermöglicht die Stimmabgabe bei den Wahlen der kommuna-
len Vertretungen und der Bürgermeister*innen und Landräte. Das kommunale
Wahlrecht steht nur Bürger*innen zu. Bürger*innen sind solche in der Kom-
mune wohnhaften Einwohner*innen, die ein bestimmtes Wahlalter haben und
die Staatsangehörigkeit der Bundesrepublik Deutschland oder eines anderen
Mitgliedsstaates der Europäischen Union besitzen. Aus verfassungsrechtlichen
Gründen können auch nur Bürger*innen sich an Abstimmungsformen beteili-
gen, die eine Sachfrage verbindlich entscheiden. Derartige Abstimmungen nennt
man auf kommunaler Ebene Bürgerentscheide. Sie entsprechen im Wesen den
Volksentscheiden auf staatlicher Ebene.

Das Verfahren des Bürgerbegehrens mit nachfolgendem Bürgerentscheid
ermöglicht eine unmittelbare Entscheidung der Bürger*innen anstelle der kom-
munalen Vertretung auf Initiative der Bürger*innen (Bätge, 2019, Rn. 128). Es
handelt sich um ein zweistufiges Verfahren:
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• Die erste Stufe ist das Bürgerbegehren. Das Bürgerbegehren ist ein Antrag
der Bürger*innen an die kommunale Vertretung, dass an ihrer Stelle die
Bürger*innen über eine Angelegenheit der Kommune (Sachfrage) entscheiden.

• Die zweite Stufe ist der Bürgerentscheid. Der Bürgerentscheid ist die eigentli-
che Abstimmung über diese Sachfrage.

Um vom Bürgerbegehren zum Bürgerentscheid zu gelangen, muss eine fest-
stellende Entscheidung der kommunalen Vertretung vorliegen, dass das Bürger-
begehren zulässig ist. Sofern die Initiatoren diese feststellende Entscheidung
der kommunalen Vertretung nicht erreichen, kann der Bürgerentscheid nicht
durchgeführt werden. Rechtlich ist die kommunale Vertretung verpflichtet, die
Zulässigkeit des Bürgerbegehrens festzustellen, wenn die Zulässigkeitsvorausset-
zungen eines Bürgerbegehrens vorliegen. Den Vertretungsberechtigten steht gegen
die ablehnende Entscheidung des Rates gerichtlicher Rechtsschutz zu.

Die kommunale Vertretung hat in einigen Bundesländern (z. B. Bayern,
Hessen, NRW) mittels eines Ratsbürgerentscheides (teilweise auch „Vertreterbe-
gehren“ genannt) selbst die Möglichkeit, einen Bürgerentscheid zu initiieren. Für
diesen Fall entfällt die Stufe des Bürgerbegehrens und wird ersetzt durch einen
Ratsbeschuss. Einige Bundesländer (vgl. Hessen und NRW), die den Ratsbür-
gerentscheid ermöglichen, verlangen für diesen Ratsbeschluss eine qualifizierte
Mehrheit von zwei Drittel der gesetzlichen Zahl der Mitglieder. Der nachfolgende
Bürgerentscheid findet bei diesem Verfahren in gleicher Weise statt wie bei einem
von den Bürgern initiierten Bürgerentscheid.

Andere verfasste, d. h. gesetzlich geregelte Formen der politischen Partizipa-
tion auf kommunaler Ebene, stehen auch denjenigen Einwohner*innen zu, die die
Bürgereigenschaft nicht haben. Hierzu gehört insbesondere der Einwohnerantrag,
der für Einwohner*innen ab einem bestimmten Alter die Möglichkeit eines Initia-
tivrechts vorsieht. Sofern eine hinreichende Anzahl von Unterschriften vorliegt,
muss sich die kommunale Vertretung mit der betreffenden Angelegenheit befas-
sen. Die Einwohner*innen können allerdings nicht – wie beim Bürgerentscheid
– anstelle der kommunalen Vertretung selbst entscheiden.

Bestimmten Einwohner*innen steht zudem – je nach landesgesetzlicher Aus-
gestaltung – die Teilnahme an Wahlen von Gremien zu, die vor allem den
Partikularinteressen bestimmter (vom Gesetzgeber als besonders schutzwürdig
angesehener) Bevölkerungsgruppen zu dienen bestimmt sind. Deshalb haben
einige Bundesländer die Wahl von Integrationsgremien, Seniorenbeiräten oder
Kinder- und Jugendräten gesetzlich vorgesehen.
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4.2 Gesetzlich nicht normierte Formen der politischen
Partizipation

Neben den gesetzlich geregelten Formen der politischen Partizipation sind auch
nichtverfasste Formen denkbar, die von einzelnen Kommunen auf freiwilliger
Basis angeboten werden. Derartige Instrumente sollen im Vorfeld kommunal-
politischer Entscheidungen der Meinungsfindung und der Einbeziehung des
Sachverstandes der betroffenen Einwohner*innen dienen, damit eine möglichst
einwohnernahe Entscheidung der Kommunalvertretung getroffen werden kann.
Die Bandbreite der nichtverfassten Formen der Einwohnerbeteiligung ist groß,
weil im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung die Kommunen unterschied-
liche Wege der informellen Beteiligung von Einwohner*innen gewählt haben.
Die Instrumente reichen von der Bereitstellung von Internetforen und –abfra-
gen zu bestimmten Themen bis hin zur moderierten Beteiligung von Einwohnern
bei der Aufstellung des Haushaltes oder bestimmten Infrastrukturprojekten wie
z. B. Schulbauten oder Kulturzentren („Planungszellen oder -werkstätten“). Von
Bedeutung sind schließlich auch Einwohner- und Bürgerbefragungen, die unter-
halb der verbindlichen Bürgerentscheide eine Meinungsabfrage ermöglichen und
der kommunalen Vertretung als eine wesentliche Entscheidungshilfe dienen.

Die Beteiligung der Einwohner*innen an der Aufstellung des kommunalen
Haushaltes ist ein besonders anspruchsvolles Projekt (Holtkamp, 2008, S. 1 ff.).
Der Haushalt betrifft zwar jede/n Einwohner*in, ist aber für einen Laien nur
schwer zu verstehen. Kommunen, die ihre Einwohner*innen bei der Aufstellung
des Haushaltes einbeziehen wollen, fahren deshalb in der Regel ein dreistu-
figes Strategiekonzept. Die erste Stufe dient der Information: Es muss durch
geeignete Medien (Flyer, Internet etc.) eine überblicksartige Information über
die wesentlichen Daten des Gesamthaushalts und einzelner Bereiche gegeben
werden. Auf der zweiten Stufe findet die eigentliche Konsultation der Einwoh-
ner*innen statt, d. h. der Gesamthaushalt und/oder einzelne Bereiche werden
mit den betroffenen Einwohner*innen auf Diskussionsveranstaltungen, Internetfo-
ren oder mittels konkreter Befragungen besprochen. Wichtig ist schließlich auch
die dritte Stufe, auf der die kommunale Vertretung Rechenschaft darüber ablegt,
welche Impulse der Einwohner*innen bei der Beschlussfassung der kommunalen
Vertretung tatsächlich berücksichtigt worden sind.

Eine weitere Form der informellen Beteiligung betroffener Einwohner*innen
ist die Einrichtung von Planungswerkstätten, die sich mit bestimmten kom-
munalen Infrastrukturvorhaben befassen und der kommunalen Vertretung eine
abwägungsrelevante Hilfestellung im Entscheidungsprozess geben können. Die
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schriftlich fixierten Ergebnisse der Beratungen dienen der Entscheidungsfin-
dung der zuständigen kommunalpolitischen Gremien (Planungsausschuss und
Kommunalvertretung).

Die kommunale Vertretung kann für bestimmte Vorhaben zudem eine kon-
krete Befragung ihrer Bürger*innen oder Einwohner*innen vorsehen und das
Befragungsergebnis bei der zu treffenden Entscheidung berücksichtigen. Das
Bundesland Niedersachsen hat diese Form der politischen Partizipation sogar
gesetzlich geregelt (§ 35 NKomVG). Als Beispiel für einen Anwendungsfall kann
die Bürgerbefragung zum Ausbau des Eintracht-Stadions in der niedersächsischen
Stadt Braunschweig angeführt werden.

In anderen Bundesländern ist dieses Instrument zwar nicht gesetzlich aus-
drücklich vorgesehen, wird aber insbesondere bei besonders bedeutsamen und
strittigen Infrastrukturprojekten auf freiwilliger Basis angewandt. Zu beachten
ist, dass das Ergebnis der Befragung nicht zu einer rechtswirksamen Bindung
der kommunalen Vertreter bei der von ihm vorzunehmenden Stimmabgabe füh-
ren darf, da dies ein unzulässiger Eingriff in das freie Mandat darstellen würde.
Der/die einzelne kommunale Vertreter*in kann aber das Befragungsergebnis in
seine Abstimmungsüberlegungen mit einbeziehen.

4.3 Einrichtung von Interessenbeiräten

Zu den Sonderformen der Einwohnerbeteiligung gehört die Einrichtung von
Interessenbeiräten auf kommunaler Ebene. Ihre Beschlüsse vermögen aus verfas-
sungsrechtlichen Gründen keine rechtliche Bindungskraft zu entfalten. Sie können
daher nicht den rechtlich verbindlichen Formen zugeordnet werden. Auf der ande-
ren Seite gehören sie auch nicht zu den gesetzlich nicht normierten Formen der
politischen Partizipation, da zu ihnen in einigen Bundesländern ausdrückliche
normative Regelungen in unterschiedlicher Dichte existieren. Sie sollten deshalb
einer gesonderten Betrachtung zugeführt werden.

Während die Integrationsgremien in fast allen Bundesländern eine gesetzli-
che Verankerung gefunden haben, gilt dies für andere Beiräte wie solche für
Senior*innen, Kinder und Jugendliche nur eingeschränkt. § 27a der Gemeinde-
ordnung NRW sieht zum Beispiel vor, dass die Gemeinde zur Wahrnehmung der
spezifischen Interessen von Senior*innen, von Jugendlichen, von Menschen mit
Behinderung oder anderen gesellschaftlichen Gruppen besondere Vertretungen
bilden oder Beauftragte bestellen kann. Das Nähere kann durch Satzung geregelt
werden.
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Die kommunalen Beiräte dürfen aus verfassungsrechtlichen Gründen keine
hoheitlichen Entscheidungskompetenzen haben. Ihnen werden aber in der Regel
unterhalb der Entscheidungskompetenz sonstige Mitwirkungsrechte wie etwa das
Recht zur Anhörung bei relevanten Beschlüssen der kommunalen Vertretung, Vor-
schlagsrechte, das Recht zur Stellungnahme und Teilnahmerechte bei Sitzungen
der Vertretung landesgesetzlich eingeräumt. Rechtspolitisch spricht vieles dafür
die Einbeziehung partikulärer Interessen in besonderen Beiräten nicht zu über-
dehnen, da sich dadurch der Meinungs- und Willensbildungsprozess verzerren
kann und die Gemeinwohlbelange vernachlässigt werden. Sinnvoll ist die Ein-
richtung kommunaler Beiräte aber in jedem Fall für Personengruppen, denen
das kommunale Wahlrecht vorenthalten bleibt (z. B. nicht wahlberechtigte Aus-
länder*innen oder Kinder bzw. Jugendliche) und die deshalb kaum eine andere
verfasste Möglichkeit der kommunalpolitischen Partizipation haben.

Bei den kommunalen Integrationsgremien handelt sich um landesgesetzlich
vorgesehene Gremien, die ein beratendes Mitspracherecht zu integrationsrelevan-
ten kommunalen Themen haben. Sie sind ein wichtiger Schritt zur Förderung
der politischen Mitspracherechte von Migrant*innen auf kommunaler Ebene. Die
Förderung der Integration der Zugewanderten durch Teilhabe an den kommunalen
Entscheidungsprozessen ist ein Ergebnis der wachsenden rechtlichen und tatsäch-
lichen Integration der in der Bundesrepublik Deutschland lebenden Bevölkerung.
Auf gemeindlicher Ebene haben die Integrationsgremien die gesetzliche Auf-
gabe, die Interessen der dort wohnhaften Migrant*innen zu vertreten und damit
deren politische Partizipation zu gewährleisten. Trotz der unterschiedlichen Aus-
gestaltung in den verschiedenen Bundesländern, verfügen die Integrationsgremien
über bestimmte charakteristische Gemeinsamkeiten. Hierzu gehört ihre aus verfas-
sungsrechtlichen Gründen folgende nur beschränkte Kompetenz. Weiterhin ist den
verschiedenen Integrationsgremien gemein, dass die Vertreter der Migrant*innen
in einer eigenständigen Wahl von den hierbei Wahlberechtigten direkt gewählt
werden (vgl. näher Bätge, 2020a, 2020b Teil 7, Kz. 70.00).

5 Aktuelle Herausforderungen politischer Partizipation

Während sich die bisher beschriebenen verfassten und nicht-verfassten Formen
politischer Partizipation in der (kommunalen) Praxis durchgesetzt haben und wis-
senschaftlich bereits von Vertreter*innen verschiedener Disziplinen beleuchtet
worden sind, bestehen im Hinblick auf andere Aspekte politischer Partizipation
Nachholbedarfe. Im Fokus der aktuellen wissenschaftlichen wie praktischen Dis-
kussion stehen dabei die Fragen, wie (bisher) unterrepräsentierte Gruppen im
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Rahmen politischer Entscheidungsprozesse berücksichtigt werden können, welche
Rolle das Internet im Rahmen politischer Partizipation spielt und wie politische
Beteiligung auf der Ebene des Quartiers gestaltet werden kann.

5.1 Politische Partizipation vonMigrant*innen und
Geflüchteten

Jede/r vierte Einwohner*in der Bundesrepublik Deutschland verfügt über einen
sogenannten Migrationshintergrund, gut elf Millionen sind Ausländer*innen
(https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bevoelkerung/Migrat
ion-Integration/_inhalt.html; Zugriff 6.5.20). Das Ausländerzentralregister weist
knapp fünf Millionen Einwohner*innen aus der Europäischen Union aus und
114.170 Staatenlose (Stand April 2020, ebd.).

Dieser Entwicklung hin zu einer multikulturellen Gesellschaft wurde im
Rahmen des Staatsangehörigkeitsrechtes durch verschiedene Reformen bereits
Rechnung getragen. Auch die Selbstbeschreibung Deutschlands als Einwande-
rungsland erfährt hohe Zustimmung (Hossain et al., 2016, S. 13). Gleichwohl ist
ein Großteil der Möglichkeiten politischer Beteiligung an die deutsche Staatsan-
gehörigkeit gebunden. Drittstaatenangehörige aus Nicht-EU-Staaten haben z. B.
keinen Zugang zu Wahlen und Parlamenten. Ein Wahlrecht besteht lediglich
auf kommunaler Ebene für Ausländer*innen, die die Staatsangehörigkeit eines
Mitgliedlandes der Europäischen Union haben.

Zudem zeigen Studien eine deutliche Unterrepräsentanz von Menschen mit
Migrationshintergrund in Parteien und Parlamenten auch von Migrant*innen mit
deutscher Staatsangehörigkeit (Hossain et al., 2016). Es ist also davon auszu-
gehen, dass nach wie vor strukturelle Barrieren und Hindernisse im Rahmen
der politischen Partizipation von Migrant*innen bestehen. Mit der Einrichtung
von Ausländerbeiräten in den 1970er Jahren und der Weiterentwicklung zu Inte-
grationsgremien hat man versucht, Beteiligungsmöglichkeiten für Migrant*innen
auch ohne deutsche Staatsangehörigkeit auf der kommunalen Ebene zu schaf-
fen (siehe oben). Die Ausrichtung und die Kompetenzen dieser Gremien wurden
dabei stetig erweitert. Ging in der Anfangsphase der Ausländerbeiräte primär um
die soziale Beratung und Betreuung der so genannten „Gastarbeiter“, änderte
sich die Ausrichtung der Gremien im Weiteren zu einer Interessenvertretung
der ausländischen Mitbürger*innen. In den letzten etwa Jahren ist – analog zu
der Integrationsdebatte – eine Öffnung zu allen Migrant*innengruppen sowie
zur sogenannten Aufnahmegesellschaft zu verzeichnen. Beispielsweise können
in Nordrhein-Westfalen alle Menschen mit Migrationshintergrund an den Wahlen

https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bevoelkerung/Migration-Integration/_inhalt.html
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zum Integrationsrat oder -ausschuss auf kommunaler Ebene teilnehmen, also Aus-
länder*innen, Eingebürgerte, Spätaussiedler*innen, Doppelstaatsangehörige und
Unionsbürger*innen (Hossain et al., 2016, S. 205 f.). Auch Staatenlose sind
wahlberechtigt.

Zudem wurde die Zusammensetzung dieser Gremien verändert: in den Inte-
grationsgremien in NRW wirken direkt gewählte Mitglieder mit bestellten Mit-
gliedern des Rates zusammen, wobei die gewählten Mitglieder stärker vertreten
sein müssen (§ 27 GO NRW). In Hessen, wo die Bezeichnung des Ausländerbei-
rates beibehalten wurde, ist der Kreis der Wahlberechtigten dagegen wesentlich
kleiner: hier sind Doppelstaatsangehörige, Eingebürgerte und Spätaussieder*innen
nicht wählbar (Hossain et. al., 2016, S. 208).

Unabhängig von der rechtlich unterschiedlichen Ausgestaltung der Integrati-
onsgremien in den einzelnen Bundesländern, besteht ein Problem in der Praxis
in allen Bundesländern gleichermaßen: die Wahlbeteiligung ist vergleichsweise
gering. Sie lag bei den Ausländerbeiratswahlen in Hessen 2015 zwischen 2,1 %
(Offenbach) und 26,2 % (Kelsterbach) (https://statistik.hessen.de/sites/statistik.hes
sen.de/files/BVII3_5j15.pdf; Zugriff 6.5.20). An der letzten der Wahl des Integra-
tionsrates der Stadt Köln als größter Stadt Nordrhein-Westfalens beteiligten sich
lediglich 15.45 % der Wahlberechtigten (

https://www.stadt-koeln.de/wahlen/verbundwahl_2014/Integrationsratswahl_
Gemeinde_Stadt_Koeln.html, Zugriff 6.5.20). Durch die Zusammenlegung
der Wahlen des Integrationsgremiums mit der Kommunalwahl will man in
Nordrhein-Westfalen Abhilfe schaffen, hat sich bei der zeitgleichen Wahl der
Hauptverwaltungsbeamten und der „Kommunalparlamente“ der positive Effekt
gezeigt, dass die Wahlbeteiligung an den Wahlen der (Ober-)Bürgermeister*innen
und Landrät*innen gestiegen ist. Allerdings ist fraglich, ob dies auch bei der
Wahl der Integrationsgremien zu einer höheren Beteiligung führen wird, da
diejenigen Migrant*innen, die das kommunale Wahlrecht genießen, über die
Wahlen der Kommunalparlamente Einfluss auf die politischen Entscheidungen
vor Ort nehmen können. Hinzu kommt, dass auch andere Mängel in Bezug auf
diese Gremien beklagt werden, wie die unzureichende finanzielle Ausstattung, die
mangelnde Unterstützung durch den Stadt- oder Gemeinderat, die unzureichende
politische Mitbestimmung (Hossain et al., 2016, S. 209 f.).

Gesetzlich nicht normierte Partizipationsformen, die nicht nach Staatsan-
gehörigkeiten unterscheiden, können hier zusätzliche Möglichkeiten bieten,
Migrant*innen in politische Entscheidungsprozesse einzubeziehen und die Per-
spektiven von Bevölkerungsgruppen unterschiedlicher kultureller Herkunft in
politischen Prozessen zu berücksichtigen.

https://statistik.hessen.de/sites/statistik.hessen.de/files/BVII3_5j15.pdf
https://www.stadt-koeln.de/wahlen/verbundwahl_2014/Integrationsratswahl_Gemeinde_Stadt_Koeln.html
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Während die Beteiligung von Migrant*innen, die seit vielen Jahren in Deutsch-
land leben und ggfls. die deutsche Staatsangehörigkeit angenommen haben, an
der politischen Willensbildung aus demokratietheoretischen Überlegungen und
praktischen Erfahrungen überwiegend befürwortet wird, stellt sich die Frage im
Falle geflüchteter Menschen in anderer Weise. Flüchtlinge unterscheiden sich von
Migrant*innen dadurch, dass sie aufgrund von Krieg oder Verfolgung zur Migra-
tion gezwungen worden sind, sie sind also Schutzsuchende im Sinne der Genfer
Flüchtlingskonvention.

Zum einen ist normativ zu hinterfragen, ob Menschen, die über einen unsi-
cheren Aufenthaltsstatus verfügen und sich häufig nur temporär in Deutschland
aufhalten, die gleichen Beteiligungsrechte und -möglichkeiten haben sollen, wie
Migrant*innen, die seit langer Zeit hier leben und freiwillig nach Deutsch-
land gekommen sind. Wird das Asylrecht als ein „temporäres Teilhaberecht“
interpretiert, das gilt, solange die Verfolgung oder der Krieg im Herkunftsland
dauert (Ott, 2016, S. 52), würde das dafür sprechen, die Beteiligungsrechte an
bestimmte Vorgaben zu knüpfen oder zumindest temporär zu begrenzen. Erklärt
man dagegen die „gleichberechtige Einbeziehung aller (…) in die politischen
Willensbildungs- und Entscheidungsprozesse eines Gemeinwesens“ (Roth, 2017,
S. 62) zur politischen Basisnorm, wäre daraus die Forderung nach gleichen Par-
tizipationsmöglichkeiten abzuleiten. Unabhängig von der normativen Einordnung
stellt sich in praxi die Frage, welche Bedeutung die politische Partizipation in
der Bundesrepublik Deutschland für Geflüchtete hat und wie die Zugehörigkeit
geflüchteter Menschen zum politischen System Deutschlands einzuschätzen ist.
Besteht überhaupt ein Interesse, sich politisch zu beteiligen und wenn ja, unter
welchen Rahmenbedingungen?

Da es wenig Erfahrungen mit und Forschungsergebnisse zur politischen Par-
tizipation von Geflüchteten gibt, können hier nur theoriegeleitete Vermutungen
angestellt werden. Analog des Civic-Voluntarism-Modells von Verba, Schlozmann
und Verba (Verba et al., 1995) kann eine ungleiche politische Partizipation mit
ungleichen Ressourcen, wie Status, Bildung, Einkommen und Beruf erklärt wer-
den und ist diese davon abhängig, ob man kann, ob man will und ob man gefragt
wird. Es wäre in der Praxis also zumindest von Vorteil, die Geflüchteten zu fragen,
ihnen also Partizipationsangebote zu machen.
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5.2 Politische Online-Partizipation

Wie bereits ausgeführt, werden mit Entwicklung von Online-
Partizipationsangeboten durch öffentliche Körperschaften verschiedene Hoff-
nungen verbunden: neben positiven Wirkungen im Hinblick auf die Akzeptanz
und Legitimation politischer Entscheidungen sollen über das Medium Internet
solche Einwohner*innen angesprochen und erreicht werden, die bisher politisch
inaktiv waren bzw. sind (Mobilisierungsthese). Auch der niedrigschwellige und
schnelle Zugang zur Bevölkerung wird immer wieder als Vorteil herausgestellt.

Dass mit der Digitalisierung in Staat und Verwaltung neue Möglichkei-
ten verbunden sind, Bürger*innen in Entscheidungsprozesse einzubinden, steht
außer Frage. Insbesondere die Kommunen haben sich daher aufgemacht, Online-
Partizipationsangebote aufzubauen und bestehende Bürgerbeteiligungsangebote
digital zu erweitern. Erfahrungen mit Online-Partizipation bestehen ebenso auf
der Ebene der Länder und des Bundes (vgl. detaillierter Marschall & Möltgen-
Sicking, 2019).

Die Erfahrungen und erste Evaluationen zeigen dabei allerdings, dass die Hoff-
nungen nur teilweise erfüllt werden konnten. So zeigen sich Probleme, die im
Rahmen von offline Beteiligung entstehen, auch bei der Beteiligung über das
Internet.1 Die sogenannte Mobilisierungsthese durch Online-Partizipation kann
lediglich für einzelne Zielgruppen, insbesondere für Jugendliche, bestätigt wer-
den (detailliert Escher, 2013). Ansonsten ist weniger eine Mobilisierung neuer,
zuvor partizipationsscheuer Gruppen zu beobachten; vielmehr verstärkt sich die
Kluft zwischen den zuvor Aktiven und den zuvor Inaktiven durch das Internet
(Marschall & Möltgen-Sicking, 2019). Empirische Studien zeigen, dass vor allem
gut ausgebildete, männliche Bürger mit hohem Einkommen politisch aktiv sind
(van Deth, 2003).

Weiter setzt die die eigentliche Online-Partizipation Kompetenzen voraus, die
(nur) in bestimmten Bevölkerungsgruppen vorhanden sind. Obwohl davon aus-
zugehen ist, dass der Zugang zur Partizipation über das Internet erleichtert wird,
erfordern Online-Partizipationsformate neue, digitale Kompetenzen aufseiten der
Teilnehmer*innen.

1 Kritisch ist in diesem Kontext anzumerken, dass häufig nicht eindeutig zu definieren ist,
welche Verfahren der Online-Partizipation zugeordnet werden können, da man in der Praxis
häufig eine Kombination von Online- und Offline-Angeboten findet (blended participation).
Als Beispiel soll hier ein Bürgerhaushalt angeführt werden, in dem die Bürger*innen ihre
Verbesserungsvorschläge zum Haushalt sowohl über das Internet, als auch über das Telefon
als auch im Rahmen von Veranstaltungen vortragen können.
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Auch im Bereich von Politik und Verwaltung ist ein Umdenken sowie die
Entwicklung neuer Kompetenzen notwendig. „Soll Online-Partizipation gelingen,
setzt dies die Bereitschaft von politischen und administrativen Eliten voraus, sich
der Logik und den Konsequenzen dieser Verfahren gegenüber zu öffnen – dies
kann insgesamt eine Neudefinition der entsprechenden Amts- und Mandatsrol-
len inklusive einer Öffnung gegenüber Laienperspektiven sowie einer Abgabe
an Entscheidungskompetenzen erfordern“ (Marschall & Möltgen-Sicking, 2019).
Zu entwickeln sind daher digitale und Kollaborationskompetenzen insbesondere
bei den Beschäftigten in den Verwaltungen, die diese in die Lage versetzen,
Online-Partizipationsverfahren zu moderieren.

5.3 Politische Partizipation imQuartier

Ein besonderes Augenmerk wird in der kommunalen Praxis in den letzten Jahren
auf die Beteiligung der Einwohner*innen im Quartier gelegt. Auch hier erhofft
man sich positive Effekte für die lokale Demokratie durch die direkte Ansprache
und den niedrigschwelligen Zugang zu den jeweiligen Einwohner*innen. Zudem
können bei der Gestaltung der Beteiligungsangebote die spezifischen Bedarfe und
Bedürfnisse der Zielgruppen vor Ort berücksichtigt werden, die sich von Stadtteil
zu Quartier oder Bezirk durchaus unterscheiden können und sich auf der Ebene
der Nachbarschaften noch differenzierter darstellen.

Auch bei der politischen Partizipation im Quartier kann angeknüpft werden an
bereits bestehende Formen lokaler Demokratie. An erster Stelle sind die Wahlen
auf der Ebene der Bezirke zu nennen, die sich in den einzelnen Bundeslän-
dern voneinander unterscheiden, aber dem gleichen Prinzip folgen. Wählen die
Bürger*innen in Hamburg sogenannte Bezirksversammlungen als politische Ver-
tretung auf der bezirklichen Ebene, besteht in Berlin die Möglichkeit an der Wahl
der Bezirksverordnetenversammlung teilzunehmen. Auch in den kreisfreien Städ-
ten in Nordrhein-Westfalen haben die Bürger*innen regelmäßig die Möglichkeit,
über die Zusammensetzung der Bezirksvertretungen zu abzustimmen, in kreis-
angehörigen Gemeinden kann diese Möglichkeit bestehen. Wahlberechtigt sind
Einwohner*innen, die das kommunale Wahlrecht innehaben.

Während die Hauptverwaltungsbeamten auf gesamtstädtischer Ebene in
den meisten Bundesländern direkt von den wahlberechtigten Einwohner*innen
gewählt werden, werden die Bezirksvorsteher*innen bzw. Bezirksbürgermeis-
ter*innen durch die entsprechende politischen Vertretung auf der Ebene
des Bezirks gewählt. Dennoch fungieren die Bezirksbürgermeister*innen als
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Ansprechpartner*innen der Bürger*innen und Einwohner*innen im jeweiligen
Quartier.

Neben den genannten verfassten Formen politischer Partizipation auf Quar-
tiersebene haben sich zahlreiche freiwillige Möglichkeiten zur Beteiligung und
Mitgestaltung etabliert, die nicht gesetzlich vorgeschrieben sind.

Beispielhaft anzuführen sind dialogorientierte Partizipationsangebote zur Ent-
wicklung eines Stadtteils, eines Platzes oder einer Grünfläche, etwa in Form
von Zukunftswerkstätten oder Bürgerdialogen, die der Vorbereitung politischer
Entscheidungen dienen. Auch Befragungen von Einwohner*innen eines Quar-
tiers (online oder offline) zu geplanten Bauvorhaben im Vorfeld der offiziellen
Beteiligung an der Bauleitplanung können der politischen Partizipation zugeord-
net werden. Dasselbe gilt für so genannte „Stadtgespräche“, die dazu dienen,
Zukunftsthemen des jeweiligen Bezirks aufzugreifen und Positionen der Einwoh-
ner*innen kennen zu lernen, um sie anschließend in die politische Diskussion
einzuspeisen (https://www.stadt-koeln.de/politik-und-verwaltung/oberbuergermeis
terin/stadtgespraeche-ihr-bezirk-ihre-themen, Zugriff 11.5.20).

Das Programm Soziale Stadt soll ebenfalls als Beispiel für die politische Par-
tizipation auf der Ebene von Quartieren dienen, weil hier Einwohner*innen und
Expert*innen in die Programmentwicklung und -umsetzung einbezogen werden.
Ziel des Programms ist es, das soziale Miteinander und die Lebensqualität im
Stadtteil zu fördern, indem z. B. Sprachkurse angeboten werden, Projekte zum
gegenseitigen Kennenlernen aufgelegt werden und gemeinwohlorientierte Initia-
tiven gefördert werden (Kast, 2008). Das Programm soll gleichsam einen Beitrag
dazu leisten, bisher nur schwer erreichbare Gruppen zu aktivieren. In Berlin
sind innerhalb des Programms so genannte „Quartiersräte“ eingerichtet werden,
in denen gewählte Bewohner*innen und Vertreter*innen von Institutionen im
Quartier über den Einsatz der Mittel mitentscheiden (Kast, 2008, S. 5).

Daneben existieren zahlreiche weitere Formen der Zusammenarbeit mit und
der Beteiligung von Einwohner*innen auf Quartiersebene, die sich im Bereich der
sozialen Teilhabe oder des bürgerschaftlichen Engagements bewegen, also nicht
unter den Begriff der politischen Partizipation subsummiert werden können, den
die Verfasser*innen zugrunde legen.

6 Politische Partizipation in den Kommunen aus Sicht
der Akteure vor Ort

Politische Partizipation ist auch und besonders für die kommunalen Hauptverwal-
tungsbeamt*innen, also Bürgermeister*innen und Landrät*innen, für Mitglieder

https://www.stadt-koeln.de/politik-und-verwaltung/oberbuergermeisterin/stadtgespraeche-ihr-bezirk-ihre-themen

